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40/01 Verwaltungsverfahren

41/04 Sprengmittel Waffen Munition

Norm

AVG §37

WaffG 1996 §8 Abs2

WaffG 1996 §8 Abs7

1. AVG § 37 heute

2. AVG § 37 gültig ab 01.01.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

3. AVG § 37 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Hinweis auf Stammrechtssatz

GRS wie 2010/03/0058 E 21. Oktober 2011 VwSlg 18256 A/2011 RS 2

Stammrechtssatz

Nach § 8 Abs 7 erster Satz Wa:G 1996 hat sich die Behörde bei erstmaliger Prüfung der Verlässlichkeit davon zu

überzeugen, ob Tatsachen die Annahme mangelnder wa:enrechtlicher Verlässlichkeit des Betro:enen aus einem der

in § 8 Abs 2 leg cit genannten Gründe rechtfertigen. Diese Überzeugungsp@icht verlangt - im Lichte des für die Prüfung

der wa:enrechtlichen Verlässlichkeit anzulegenden strengen Maßstabes - von der Behörde, umfassend zu prüfen, ob

solche Tatsachen bei erstmaliger Prüfung der Verlässlichkeit gegeben sind. Damit schließt die Verp@ichtung der

Behörde zur Ermittlung des maßgebenden Sachverhalts (vgl § 37 AVG) auch ein, zu erkunden, ob derartige Tatsachen

vorliegen. Die Behörde hat daher nicht nur schon bekannten verlässlichkeitsrelevanten Tatsachen, sondern auch der

Frage nachzugehen, ob solche - noch nicht bekannte - Tatsachen bestehen könnten.Nach Paragraph 8, Absatz 7, erster

Satz Wa:G 1996 hat sich die Behörde bei erstmaliger Prüfung der Verlässlichkeit davon zu überzeugen, ob Tatsachen

die Annahme mangelnder wa:enrechtlicher Verlässlichkeit des Betro:enen aus einem der in Paragraph 8, Absatz 2,

leg cit genannten Gründe rechtfertigen. Diese Überzeugungsp@icht verlangt - im Lichte des für die Prüfung der

wa:enrechtlichen Verlässlichkeit anzulegenden strengen Maßstabes - von der Behörde, umfassend zu prüfen, ob

solche Tatsachen bei erstmaliger Prüfung der Verlässlichkeit gegeben sind. Damit schließt die Verp@ichtung der

Behörde zur Ermittlung des maßgebenden Sachverhalts vergleiche Paragraph 37, AVG) auch ein, zu erkunden, ob

derartige Tatsachen vorliegen. Die Behörde hat daher nicht nur schon bekannten verlässlichkeitsrelevanten Tatsachen,

sondern auch der Frage nachzugehen, ob solche - noch nicht bekannte - Tatsachen bestehen könnten.
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